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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

— in Kenntnis des Entschließungsantrags von Herrn Goria zur 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(B3-0759/89), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 9. Oktober 1990 
zur Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(Helsinki II-Konferenz)^), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 11, Juli 1991 zur 
KSZE^), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Januar 1993 
zur Gestaltung und Strategie der Europäischen Union im Hin- 
blick auf ihre Erweiterung und die Schaffung einer gesamt- 
europäischen Ordnung^), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27, Mai 1993 zur 
Entwicklung der West-Ost-Beziehungen in Europa und zu 
ihren Auswirkungen auf die Europäische Sicherheit^), 

— unter Hinweis auf die Helsinki-Schlußakte von 1975, die Pari- 
ser Charta für ein neues Europa von 1990 und alle nachfolgen- 
den KSZE- Gipfel-Erklärungen, 

— unter Hinweis auf die in der „Agenda für den Frieden vom 
VN-Generalsekretär dargelegten Vorschläge, 

— gestützt auf Artikel 45 der Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige 
Angelegenheiten und Sicherheit (A3-0105/94), 


b ABI. Nr. C 284 vom 12. November 1990, S. 36. 

2) ABI. Nr. C 240 vom 16. September 1991, S. 187. 
ABI. Nr. C 42 vom 15. Februar 1993, S. 124. 

ABI. Nr. C 176 vom 28. Juni 1993, S. 185. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 013117 - vom 15. April 1994. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 24. März 1994 angenommen. 
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A. in der Erwägung, daß mit Inkrafttreten des Vertrags über die 
Europäische Union die KSZE zum Ziel gemeinsamer Aktionen 
im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
geworden ist, 

B. in der Erwägung, daß der Europäische Rat von Brüssel vom 
29. Oktober 1993 (SN 288/93) den Rat aufgefordert hat, die 
Bedingungen und Modalitäten für gemeinsame Aktionen zur 
Förderung von Stabilität und Frieden in Europa auszuarbei- 
ten, darunter auch einen Stabilitätspakt zur Regelung der 
Minderheitenfrage und zur besseren Gewährleistung der 
Unverletzlichkeit der Grenzen, 

C. in der Erwägung, daß der WEU-Ministerrat vom 19. Mai 1993 
die Bedeutung einer verstärkten Zusammenarbeit innerhalb 
der KSZE zur Förderung der wirksamen Umsetzung von Kon- 
fliktverhütungs- und Krisenbewältigungsmaßnahmen ein- 
schließlich friedenserhaltender Aktivitäten betont hat, 

D. unter Hinweis auf die Erklärung des NATO-Rats vom 
11. Januar 1994, in der eine weitere Stärkung der KSZE als 
eines Instruments der Präventivdiplomatie, der Konfliktver- 
hütung, der kollektiven Sicherheit und der Förderung von 
Demokratie und Menschenrechten gefordert wird, 

E. unter Hinweis auf die NATO-Initiative „Partnerschaft für Frie- 
den", die das gemeinsame Engagement für die Schlußakte 
von Helsinki und alle nachfolgenden KSZE-Dokumente zum 
Ausdruck bringt und alle Staaten, die sich dieser Initiative 
anschließen, auffordert, sich an Operationen unter VN-Man- 
dat und/oder unter der Verantwortung der KSZE zu betei- 
ligen, 

1. betont, welche bedeutende Rolle die KSZE bei der Aufstellung 
von Regeln zur Konfliktverhütung, zur Verbesserung der Be- 
ziehungen und zur Intensivierung der Zusammenarbeit zwi- 
schen ihren Mitgliedstaaten gespielt hat und noch heute 
spielt; 

2. begrüßt die Stärkung der KSZE-Strukturen, nämlich die 
Schaffung des Sicherheitsforums, die Errichtung des KSZE- 
Sekretariats und des Ständigen Ausschusses in Wien, die Ein- 
richtung des Amts eines Generalsekretärs und die Ernennung 
eines Hochkommissars für nationale Minderheiten; 

3. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, 
sich dafür einzusetzen, daß die Kompetenzen und die perso- 
nelle und finanzielle Ausstattung des Hochkommissars für die 
nationalen Minderheiten so rasch wie möglich erweitert 
werden; 

4. fordert die Union und ihre Mitgliedstaaten auf, darauf hinzu- 
wirken, daß im Rahmen der KSZE die Möglichkeit der Einset- 
zung eines nur für die KSZE-Mitgliedstaaten zuständigen 
Hochkommissars für Menschenrechte geprüft wird, dessen 
Aufgaben und Zuständigkeiten über diejenigen des auf inter- 
nationaler Ebene von der VN eingesetzten Hochkommissars 
hinausgehen; 
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5. bedauert zutiefst, daß die Fähigkeiten der KSZE zur Konflikt- 
lösung und zum Krisenmanagement nach wie vor unbefriedi- 
gend sind, was hauptsächlich auf ihre komplizierten Krisen- 
mechanismen, die Konsens-Regel und den Mangel an finan- 
ziellen und Operationellen Mitteln zurückzuführen ist; 

6. fordert die KSZE auf, ihre Maßnahmen zugunsten freier und 
gerechter Wahlen in allen Mitgliedstaaten zu erweitern und zu 
vervollkommnen; 

7. bedauert zutiefst, daß das Europäische Parlament nicht als 
vollberechtigter Teilnehmer zur Parlamentarischen Versamm- 
lung der KSZE zugelassen ist, und schlägt vor, daß das neu 
gewählte Europäische Parlament den Dialog mit den zustän- 
digen Stellen aufnimmt, um diese Situation zu überprüfen; 

8. ist der Auffassung, daß neben den EU-Mitgliedstaaten auch 
die Europäische Union als solche Mitglied der KSZE werden 
sollte, wobei die Union Sprecherin für die Mitgliedstaaten in 
denjenigen Angelegenheiten sein müßte, für die ihr Befug- 
nisse übertragen werden; 

9. fordert die Europäische Union auf, Vorschläge für verbesserte 
Regelungen für Konsultationen und für die Verteilung der 
Aufgaben, Rollen und Verantwortlichkeiten zwischen VN, 
KSZE, NATO, WEU und der Europäischen Union selbst vorzu- 
legen in dem gemeinsamen Bemühen, zur wirtschaftlichen, 
politischen und militärischen Stabilität in Europa beizutragen 
und um Überschneidungen, Vergeudung von Mitteln und 
etwaige Konflikte zu vermeiden; 

10. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, 
zur weiteren Stärkung der KSZE als eines gesamteuropäi- 
schen und transatlantischen Forums für kollektive Sicherheit 
und eines gemäß Kapitel VIII der VN-Charta unter VN-Man- 
dat stehenden Instruments für Konfliktverhütung und Krisen- 
management beizutragen; 

11. hofft, daß die KSZE im Rahmen ihrer „Kooperations-Körbe"' 
insbesondere die Zusammenarbeit in den Bereichen Umwelt- 
schutz und Umweltsanierung verstärkt; 

12. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, 
die Bemühungen um eine Verstärkung der operationeilen 
Möglichkeiten der KSZE für Frühwarnung, Konfliktverhütung 
und Krisenmanagement tatkräftig zu unterstützen; 

13. fordert die Europäische Union und ihre Mitlgiedstaaten auf, 
zur Ausbildung von Fachpersonal für die Überwachung von, 
Vermittlung in, Verhütung und Beilegung von Konflikten - 
gegebenenfalls auch in Zusammenarbeit mit anderen KSZE- 
Staaten, die in diesem Bereich bereits tätig sind - beizutragen; 

14. ist der Auffassung, daß die KSZE der optimale Rahmen für 
den Abschluß und die Umsetzung eines Stabilitätspakts in 
Europa und die Ausarbeitung politischer und diplomatischer 
Maßnahmen zur Verhütung von, Vermittlung in, Eindäm- 
mung und Beilegung von Konflikten ist, und fordert demnach 
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die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, ihre 
gemeinsame Aktion eng zu koordinieren und das Europäische 
Parlament in dieser Perspektive zu konsultieren; 

15. fordert, daß dem Europäischen Parlament ein umfassender 
Vorschlag der Europäischen Union vorgelegt wird, der eine 
Reihe von Grundprinzipien für Konfliktverhütung und Krisen- 
management genauer umreißt und im Detail festgelegt und 
der zudem weitere regionale Stabilitätsvorschläge berücksich- 
tigt, unter anderem auch die Ausarbeitung eines Balkan- 
Kooperationsplans sowie die Zusammenarbeit der baltischen 
Staaten; 

16. begrüßt die vom KSZE-Rat am 1. Dezember 1993 in Rom 
gefaßten Beschlüsse und fordert deren baldige Umsetzung; 

17. unterstreicht die Bedeutung der weiteren Konzentration der 
KSZE auf das ehemalige Jugoslawien und des Mandats zur 
weiteren Überwachung der Einhaltung der KSZE-Normen 
und Grundsätze, der Förderung der Achtung der Menschen- 
rechte und des Schutzes nationaler Minderheiten; 

18. ist der Überzeugung, daß nach der schrittweisen Erweiterung 
der KSZE ein weiterer Ausbau der KSZE-Charta von Paris 
besonders notwendig ist, um unter gebührender Beachtung 
der VN-Resolutionen den Grundsatz der Nichteinmischung 
und der Wahrung der territorialen Integrität mit dem Grund- 
satz der Achtung der Menschenrechte einschließlich der 
Rechte von Minderheiten in Einklang zu bringen, wobei auch 
an die Gefahren gedacht werden sollte, die vom erstarkenden 
Nationalismus ausgehen; 

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, 
der Kommission, den Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie 
den Generalsekretären der KSZE, der NATO, der Vereinten 
Nationen und der WEU zu übermitteln. 


Enrico Vinci Egon Klepsch 

Generalsekretär Präsident 
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